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Das Rechtsgutachten zum

Heilpraktikerrecht: ein Update

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

erinnern Sie sich noch als im Oktober 2019

publik wurde, das Bundesministerium für

Gesundheit (BMG) habe ein Rechtsgutach-

ten zum Heilpraktikerrecht per Ausschrei-

bung in Auftrag gegeben? Da schlugen so-

gleich die Wellen hoch – innerhalb und

außerhalb des Berufsstandes – und vielfach

wurde eine Gefährdung des Heilpraktiker-

berufs hineininterpretiert, obgleich das Gut-

achten vorrangig den Istzustand des Heil-

praktikerwesens erfassen sollte. Inzwischen

sind gut zwei Jahre vergangen ohne tiefgrei-

fende Ereignisse – trotzdem Zeit für ein kur-

zes Update.Fertigstellung und Freigabe des

Rechtsgutachtens waren für Juni 2020 ge-

plant, mussten allerdings aufgrund der

COVID-19-Pandemie, die viele Kapazitäten

im BMG und Wissenschaftsbereich bean-

sprucht, mehrfach verschoben werden.Vor-

gelegt wurde das Gutachten dann im Mai

2021.Wir hatten sowohl über die Ausschrei-

bung als auch über die Veröffentlichung und

den Inhalt des Rechtsgutachtens ausführ-

lich in unserem Fachorgan „Der Heilprakti-

ker“ berichtet (12/2019 und 07/2021).

Zielsetzung des Gutachtens

Dem Auftrag des BMG entsprechend liefert

das Rechtsgutachten eine Bestandsaufnah-

me zumHeilpraktikerrecht einschließlich al-

ler bisher dazu erfolgter Rechtsprechung.

Der Verfasser Professor Dr. Christof Stock ist

Fachanwalt für Medizin- und Verwaltungs-

rechtmit Lehrstuhl an der Kath. Hochschule

Aachen. Ziel des Gutachtens ist es, eine

rechtliche Grundlage für die weitere öffentli-

che Diskussion anzubieten. Das entspricht

auchdenAussagendesBMG. „DasGutach-

ten dient in erster Linie als Grundlage für

einen Diskussionsprozess, der im An-

schluss geführt werden soll.“

Umgang mit dem Gutachten

Wie in seiner Agenda vorgesehen, ist das

BMG zunächst mit den für den Vollzug des

Heilpraktikergesetzes (HeilprG) zuständi-

gen Bundesländern in einen ersten fachli-

chen Austausch getreten. Im nächsten

Schritt sollten dann die betroffenen Verbän-

de in den Diskussionsprozess einbezogen

werden. Angestrebt wird ein transparenter

Meinungsbildungsprozess mit allen betrof-

fenen Kreisen. Zur Verdeutlichung: zu den

„betroffenen Kreisen“ zählt nicht nur der

Heilpraktikerberuf. Denn das HeilprG ist die

einzige Rechtsgrundlage, welche den Be-

griff der Heilkunde definiert, und hat somit

essenzielle Bedeutung für alle im Gesund-

heitswesen tätigen Berufsgruppen, ebenso

für die Leistungserstatter wie Kranken- und

Pflegeversicherungen.Deshalb bat das

BMG im Juli 2021 eine Vielzahl von Verbän-

den und Interessenvertretungen um eine

schriftliche Stellungnahme zu einem12Fra-

gen umfassenden Katalog. Dieser bezog

sich vorrangig auf das vorliegende Rechts-

gutachten von Professor Stock. Eine kurz

angesetzte Zeitspanne von knapp sechsWo-

chen (in der Hauptferienzeit), um komplexe

Fragen zu einem inhaltlich multidimensio-

nalen Rechtsgutachtenmit 300 Seiten (!) zu

beantworten, empfanden wir schon als sehr

„sportliche“ Herausforderung. Der FDH so-

wie weitere Mitglieder des Dachverband

Deutscher Heilpraktikerverbände (DDH)

und kooperierender Berufsverbände, nutz-

ten die Möglichkeit, sich in Video-Konferen-

zen intensiv auszutauschen. So konnten wir

insbesondere für Heilpraktikerinnen und

Heilpraktiker mit Vollzulassung präzise aus-

gearbeitete Stellungnahmen fristgerecht

einreichen.

Für November 2021 erhielten wir dann eine

Einladung zu einer nichtöffentlichen Anhö-

rung des BMG zum Heilpraktikerrecht. An

der per Video durchgeführten Konferenz

nahmen insgesamt 65 Vertretungen von im

Gesundheitswesen tätigen Berufsgruppen,

Patientenvertreter sowie Leistungserstatter

teil. Als Gäste zugeschaltet waren etliche

Länderreferate und Vertreter des öffentli-

chen Gesundheitsdienstes, da Gesund-

heitsrecht in weiten Teilen auch im Aufga-

benbereich der Bundesländer liegt. In einer

fünfstündigen Sitzung konnten unter der

Leitung des im BMG für Heil- und Gesund-

heitsberufe zuständigen Referates, unsere

Argumente persönlich vorgetragen und mit

den anderen Berufsgruppen diskutiert wer-

den. Insgesamt verlief der Informationsaus-

tausch ausgewogen. Das angestrebte Ziel

des Referates, einen transparenten Diskus-

sionsprozess mit ergebnisoffener Herange-

hensweise zu ermöglichen, war unserer An-

sicht nach erreicht worden.

Empirisches Gutachten

ImRechtsgutachten schlägt Professor Stock

vor, seine juristischen Daten zumHeilprakti-

kerrecht mit einem empirischen Gutachten

zu ergänzen. Diesen Vorschlag hat das BMG

nun aufgegriffen und wird eine entspre-

chende Erhebung erstellen lassen, um die

insgesamt unzureichende Daten- und Fak-

tenlage zum Heilpraktikerwesen zu verbes-

sern. Das ist durchaus im Interesse unseres

Berufsstandes, denn empirische Befunde

können erheblich dazu beitragen, dass poli-

tische und rechtliche Diskussionen und die

evtl. sich daraus ergebenden Entscheidun-

gen nicht an den tatsächlichenGegebenhei-

ten im Heilpraktikerwesen vorbeigehen.

Hier können unsere vielfältigen Leistung für

das Gesundheitssystem, unsere Arbeitswei-

se und Therapievielfalt, das tatsächlicheGe-

fahrenpotential, die Patientenzufriedenheit

u.v.m. dargestellt und dadurch das Wissen

über unseren Berufsstand objektiviert wer-

den.

Wie geht es weiter?

Allen anwesenden Verbänden wurde zu-

gesichert, dass sie auch in den weiteren

Gestaltungsprozess einbezogen werden.

Wie dieser Prozess aussehen wird, hängt

auch von dem neuen Gesundheitsminister

ab. Und selbstverständlich bleibt der FDH

hier auch weiterhin direkter Ansprech-

partner und „am Ball“.

Ihre

Ursula Hilpert-Mühlig

Präsidentin des FDH
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Rechtsschutz gegen eine Verordnung

zur 3G-Regel

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Immer wieder muss unser Berufsstand

erleben, dass er bei Corona bedingten Ver-

ordnungen als Heilberuf unverhältnismäßig

eingeschränkt wird. Regelhaft wird er der

Rubrik „köpernahe Dienstleistungen“ zuge-

ordnet und auf medizinisch notwendige Be-

handlungen kein Verweis geführt – und falls

doch, dannwerden als AusnahmennurHeil-

mittelerbringer wie etwa Physiotherapeuten,

Podologen und Logopäden genannt.

Somit werden Heilpraktikerleistungen dann

oftmals auch bei der 3G-Regel (geimpft, ge-

nesen, getestet) nicht ausgenommen, was

in letzter Konsequenz bedeutet, dass nur

Patientinnen und Patienten mit entspre-

chendem Nachweis die Praxis betreten

dürften. Nun hat eine Heilpraktikerin in Nie-

dersachsen gegen diese Beschränkung ge-

klagt. Das Gericht hat jetzt Grundsätzliches

entschieden – positiv für Heilpraktikerpra-

xen und deren Patientinnen und Patienten.

Der Beschluss

Das Niedersächsische Oberverwaltungsge-

richt (OVG) in Lüneburg hat entschieden,

dass der Zugang zu Heilpraktiker-Praxen im

Vergleich zum Zutritt zu Arztpraxen durch

Corona-Regeln nicht stärker beschränkt

werden darf (Beschluss 13MN 395/21).

Niedersachsen hatte in seiner Corona-Ver-

ordnung vom 24.08.2021 für Inzidenzen ab

50 festgelegt, dass nur noch Geimpfte, Ge-

neseneoderGetestete Zugang zuHeilprakti-

kerpraxen haben sollten. Die Heilpraktikerin

strebte zunächstmit einemNormenkontroll-

antrag an, dass der entsprechende Paragraf

aus der Verordnung entfernt werdenmüsse.

Zwischenzeitlich hatte Niedersachsen das

auch vorgenommen – wohl selbst erken-

nend, dass sich „medizinisch notwendige

körpernahe Dienstleistungen“ auch auf

Heilpraktikerbehandlungen erstrecken.

Dennoch klagte die Heilpraktikerin und be-

kam Recht. In der Folge legte das OVG dem

Land die Kosten auf und erklärte seinen Be-

schluss für nicht anfechtbar.

Entscheidungsgründe

Nach Ansicht der Richter lag eine vor dem

allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3

Abs. 1 Grundgesetz nicht mehr zu rechtfer-

tigende Ungleichbehandlung vor, bezogen

auf die Praxen der Heilpraktiker und deren

Leistungen im Vergleich zu Praxen der Ärzte

und deren Leistungen. Beide Berufsgrup-

pen würden krankeMenschen behandeln.

Daran würde aus Sicht des OVG auch der

Verweis der Behörde auf die unterschiedli-

chen Befugnisse, Ausbildungen und Stan-

dards nichts ändern. Bei einer Behandlung

durch Heilpraktiker handele es sich ebenso

wie bei derjenigen durch approbierte Ärzte

um eine berufs- oder gewerbsmäßige Tätig-

keit zur Ausübung der Heilkunde, die Heil-

praktiker nur mit staatlicher Erlaubnis aus-

üben dürfen (vgl. § 1 Abs. 1 HeilprG).

„Die berufsrechtliche Verpflichtung der

Heilpraktiker, sich der Grenzen ihres Wis-

sens und Könnens bewusst zu sein und Pa-

tientinnen und Patienten bei schwerwiegen-

den Erkrankungen an approbierte Ärzte zu

verweisen, führt entgegen der Darstellung

der Behörde nicht dazu, dass jeder durch

einen Heilpraktiker zu deckende sofortige

(dringliche) Behandlungsbedarf wegen

eines Leidens sogleich als „medizinischer

Notfall„ eingestuft werden müsste, dessent-

wegen der Patient an die ärztlicheNotfallret-

tung (112) oder an den (schulmedizini-

schen) ärztlichen Bereitschaftsdienst (116

117) zu verweisen wäre.“

Nach Ansicht der Richter verstoße der be-

schränkte Zugang zu Heilpraktikerpraxen

auch aus freiheitsrechtlicher Hinsicht gegen

das Recht (Art. 12 Abs. 2 Satz 1 GG).

Fazit

Die Corona-Verordnungen dermeistenBun-

desländer erwähnen bei „medizinischen

körpernahen Dienstleistungen“ Gesund-

heitsfachberufe wie z.B. Physiotherapeu-

ten, Logopäden oder Ergotherapeuten.

Sie differenzieren damit zwischen dem Arzt-

beruf und Heilmittelerbringern; Heilprakti-

ker werden in diesen Regelungen nicht an-

geführt oder nur in wenigen Verordnungen

erwähnt. Diese Unschärfe veranlasst oft-

mals Behörden, den Berufsstand aus dem

Spektrum „medizinisch notwendiger Be-

handlungen“ auszuklammern und ihmqua-

si während der Corona-Verordnungen ein

Berufsverbot zu erteilen oder ihn unverhält-

nismäßig einzuschränken.

Aus diesem Grund soll hier der berufliche

Status von Heilpraktikern nochmals ver-

deutlicht werden:

Nach § 1 Abs. 1 Heilpraktikergesetz

(HeilprG) benötigt derjenige, der die Heil-

kunde ausüben will ohne als Arzt bestallt zu

sein, dazu der Erlaubnis. Nach Absatz 2 die-

ser Norm ist Ausübung der Heilkunde im

Sinne dieses Gesetzes jede berufs- oder ge-

werbsmäßig vorgenommene Tätigkeit zur

Feststellung, Heilung oder Linderung von

Krankheiten, Leiden oder Körperschäden

bei Menschen, auch wenn sie im Dienste

von anderen ausgeübt wird. Die Bezeich-

nung „Heilpraktiker“ ist gemäß § 1 Abs. 3

HeilprG ausschließlich von Inhabern einer

entsprechenden Erlaubnis zu führen.

Heilpraktiker sind somit dazu befugt,

selbständig und eigenverantwortlich – also

ohne ärztliche Verordnung – heilkundliche

Leistungen zu erbringen. Dies schließt bei

heilkundlichen Fragen Weisungen Dritter

aus. Im Gesundheitswesen sind allein fol-

gende Berufsgruppen zur selbständigen

Ausübung der Heilkunde befugt: Ärzte, Psy-

chotherapeuten und Heilpraktiker. Ärzte

und Psychotherapeuten aufgrund ihrer Ap-

probation, Heilpraktiker aufgrund ihrer Er-

laubnis nach dem HeilprG. Deshalb sind

Heilpraktiker von ihrer berufsrechtlichen

Kompetenz her mit einer Arztpraxis ver-

gleichbar.

Eine Verordnungsregelung, die in Bezug auf

medizinisch notwendige Behandlungen

Heilpraktikerpraxen und deren Leistungen

ausklammert, verletzt damit den Gleich-

heitssatz des Grundgesetzes und ist zudem

auch ein unverhältnismäßiger Eingriff in die

Berufsfreiheit.

Ihre

Ursula Hilpert-Mühlig

Präsidentin des FDH
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